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Grundbotschaft

Systematische Nutzung der Rechtslage zur Verhinderung von Bürgerbeteiligung in einem Straßenprojekt.

Realistische Rechtslage aus Sicht BI

· Kompetenzwirrwarr (z.B.: IG-L: Messung: Länder; Verordnungen von Schutzgebieten innerhalb des UVP-G: Bund; Anfordern einer Statuserhebung: Land; Durchführung Statuserhebung: Umweltbundesamt; Maßnahmenkatalog erlassen: Land). Sanktionen für Missachtung und Verschleppung: keine.

· UVP-Verfahren werden derzeit in NÖ vermieden, wo immer es geht (nach EU-RL unzulässige Stückelung von Projekten, überhastete Verfahrenseinleitung um der Verordnung „Belastetes Gebiet“ zuvorzukommen).

· Bereits durch Bund begonnene UVP-Verfahren werden eingestellt, nachdem die Kompetenz für B-Straßen 2002 auf die Länder übergeht. Per Feststellungsbescheid (31.1.2003) befindet das Land NÖ daraufhin, dass für das betreffende Projekt keine UVP erforderlich sei. Solche Bescheide werden niemandem zugestellt, erwachsen daher praktisch automatisch in Rechtskraft und verhindern damit de facto Bürgerbeteiligung.

· Missachtung von EU-Judikatur, die auch Einzelpersonen Recht auf Einfordern einer UVP einräumt.

· Straßen-Infrastrukturprojekte werden nach 3 Materiengesetzen abgewickelt, bei dem der Parteienbegriff und die subjektiv öffentlichen Rechte extrem eingeschränkt sind (weit weniger als z.B. im Bau-, Gewerbe- oder Eisenbahnrecht): das sind Straßen-, Wasser- und Forstrecht. Bürgerinitiativen haben in diesen Verfahren keine Parteienstellung.

· NÖ Naturschutzgesetz zahnlos. Erklärung von Gebieten zu Natura2000-Gebieten nach VSchRL und FFH-RL und prioritäre natürliche Lebensräume zwar nach Brüssel gemeldet, aber nicht in Landesgesetzen per Verordnung „ausgewiesen“, und damit nicht gültiges/
umsetzbares Landesrecht. Pflichtwidrige Grenzveränderungen, Gebietsgrößenveränderungen (natürlich nach unten), Unterlassung der Verordnung von Managementplänen – außer dort, wo es das Land NÖ braucht: z.B. versucht das Land NÖ den (Schienen)-Semmering-Basistunnel zu verhindern durch Ausweisung der Gebiete, daraufhin Anwendung der gleichen Argumentation, die wir in Klosterneuburg gegen den Straßenbau verwenden.
Folgelose Unterlassung von Maßnahmen zum Schutz von Arten und Lebensräumen 

· Generalverkehrspläne werden keiner integrativen Überprüfung unterzogen (wie z.B. SUP), weil dies die Raumordnungsgesetze nicht vorsehen.

· Projektbetreiber und Entscheidungsträger unter einem Dach. Betreiber Land NÖ. Naturschutzbehörde: Land NÖ. Erstinstanzliche Bewilligung: BH (durch Land NÖ ermächtigt). Zweitinstanzliche Bewilligung: Land NÖ. Erst letzte Instanz ist unabhängig. Hier Unbefangenheit anzunehmen stellt hohe Anforderungen an Gutgläubigkeit!

· Entscheidungen nehmen keinen Bezug auf Inhalte der Einsprüche sondern erfolgen nach formaljuridischen Gesichtspunkten („Unzulässig“ mangels Parteienstellung, „ungerechtfertigt“ mangels subjektiv öffentlichem Rechtsanspruch im jeweiligen Verfahren).
Beispiel: Parteienstellung wird zurückgewiesen, weil Abstand von Straße 6 Meter! (Gehsteigstreifen u. Baumreihe dazwischen gehört Gemeinde!)

· Höchstgerichtliche Entscheide werden zwar – endlich – von unabhängigen Richtern erlassen, brauchen aber oft mehrere Jahre. Mangels aufschiebender Wirkung sind dann meist vollendete Tatsachen geschaffen. Da solche Verfahren auch von den obersten Gerichten als höchst „politische Angelegenheiten“ eingestuft werden, und nur „Reparaturaufträge“ mangelhafter Gesetze erlassen werden, werden Erkenntnisse dieser Instanz bereits von Ministern verhöhnt: diese Gerichte verfügen über keine Vollzugsorgane.

Handlungsrichtungen BIs

· Rechtliche Schiene(n)

· (Parteienstellung UVP/NVP wenn diese Verwaltungsverfahren stattfinden)

· Materiengesetze – Instanzenweg bis VWGh (bzw. VFGh) in den Verfahren, die statt UVP/NVP angewandt werden

· EU-Beschwerde (Europ. Kommission)

· Parlamentarische Anfragen (nur Angelegenheiten in Bundeskompetenz)

· Sachverhaltsdarstellungen wegen des Verdachts des Amtsmissbrauchs, der Befangenheit usw.

· Beschwerden an Unabhängigen Verwaltungssenat

· Mediationsverfahren

· Gutachter!!!

· Öffentlichkeit

· Information und Bekämpfung von Desinformation

· Aufbau persönlicher Kontakte zu Redakteuren

· Internet Homepage

· „Straße“

· Flugblätter, Demonstrationen, Plakate, Standln, usw.

· Emotionalisierung

· Solidarisierung

· Sponsoren

Handlungserfordernisse

· Kernteam zusammenschweißen 

· Lernen, Informationsmanagement!!!

· Basisarbeit lokale Bevölkerung. 

· Basisarbeit Politik (U-boote, lokale Gruppierung wie z.B. Grüne...)

· Finanzierung (Flohmarkt, Solidaritätsveranstaltungen, Buttons, T-Shirts, Feste, bei Informationsveranstaltungen sammeln, Spendenkonto, gewidmete Sachspenden...)

· Vernetzung (BIs, NGOs, Know-How-Träger, Künstler, Sponsoren...).

Erfolgsfaktoren (vorläufig)

· Ein Hauptsprachrohr nach draußen, jedenfalls abgestimmte Aussagen

· Arbeitsteilung – Projektartige Verantwortungsübernahme

· Themenspezifische Teams

· Klärungsarbeit: Bereitschaft viel Zeit in Klärung von persönlichen Erwartungen, Animositäten und unterschiedlichen Wahrnehmungen zu stecken. Bild: Falken und Tauben in einer Voliere

· Herstellen einer kritischen Masse

· Wahl von Gutachtern die wenig abhängig von Aufträgen von Gebietskörperschaften sind

· Erzwingen der Thematisierung des kontroversen Projekts in der Öffentlichkeit

· Aufbau persönlicher Kontakte zu Redakteuren

· Abwehr von Begehrlichkeiten von Einzeldienstleistern

· Vernetzung – siehe Referat Karin.

Status

· „rechtsfrei“! eine Bürgerinitiative existiert nur im Rahmen von bestimmten Verfahren

· Vereinsstatut Nein! sonst Verletzlichkeit durch persönliche Haftung des Vorstandes

· Wahlwerbende Gruppe – weil man uns dazu zwingt!

Persönliches

· Gefahr sich von Wut im Bauch mitreißen zu lassen

· Gefahr zu sehr einer Schiene zu vertrauen

· Gefahr zu hoffen, alle „glücklich“ machen zu können

· Gefahr an Beschwichtigungen oder Zusagen (sogar schriftliche!) zu glauben.

Philosophische Schlussbetrachtung

Stagnierendes Wirtschaftswachstum wird durch Raubbau an nicht-erneuerbaren Ressourcen (Land) kompensiert.
Dort ist Geld zu holen, und die Politik ist zu schwach, um den Lobbys Paroli zu bieten.
Bürgerinitiativen sind im Moment Bewahrer der Zukunft!







